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„Schröder hat Reformen 
nicht erklärt" 

D'e Halbzeitbilanz von Bun- 
deskanzler Gerhard Schrö- 
der hat die CDU-Vorsitzen- 

de Angela Merkel als er- 
nüchternd für Deutschland 
Zeichnet. 

»DerKanzlerhatamheuti- 
^en Tag eine Chance ver- 
Passt, Vertrauen  wiederzu- 

gewinnen, das ja ganz öffen- 
tlich in den neuen Bun- 

desländern verloren gegan- 
gen ist", betonte Merkel bei 
einem Besuch in ihrem Wahl- 

kreis nach dem Auftritt des 
Bundeskanzlers vor der Bun- 

despressekonferenz. 
Die Partei- und Fraktions- 

vorsitzende verwies darauf, 
dass in den vergangenen drei 
Jahren in Deutschland drei 
Millionen • 

Karl-Josef Laumann: 

Zwei Jahre Hartz- 

Reformen 

Eine Bilanz 

Seite 2-3 
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Sozialversicherungs- 
pflichtige Beschäftigungs- 
verhältnisse verloren ge- 
gangen seien. Hier müsse 
entschieden gegengesteu- 
ert werden, damit es „end- 
lich wieder Chancen auf 
dem ersten Arbeitsmarkt" 
gebe, forderte Merkel. An 
der Umsetzung des Hartz- 
IV-Gesetzes kritisierte sie, 
dass „die Förderung, die 
Perspektive und die Vision 
für die Menschen nicht aus- 
reichend gegeben" sei. 

Zu den Vorwürfen Schrö- 
ders, die Union beteilige 
sich an einem „Vernich- 
tungsbündnis", sagte An- 
gela Merkel, der Kanzler su- 
che verzweifelt nach Schul- 
digen. „Für uns gilt: Wir ge- 
hen immer dann Kompro- 
misse ein, wenn die Vorteile 

die Nachteile überwiegen. 
Das haben wir bei der Ge- 
sundheit und Hartz IV ge- 
macht. Und dann stehen 
wir auch zu den Kompro- 

missen". 

i lanz 

Zwei Jahre Hartz-Reformen 
Zwei Jahre nach der Vor- 
stellung der Ergebnisse 
der Hartz-Kommission hat 
der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe Wirtschaft 
und SozialesderCDU/CSU- 
Bundestagsfraktion eine 
negative Bilanz der Hartz- 
Reformen der rot-grünen 
Bundesregierung gezogen. 

„Hartz ist eine riesige Le- 
gende von Versprechungen, 
tollen Wörtern und arbeits- 
marktpolitischen Instrumen- 
ten, die einen Haufen Geld 

kosten", sagte Karl-Josef 

Laumann bei einer Bilanz- 
pressekonferenz zu den 

Hartz-Reformen. 
Mit den „Reformen" habe 

die Bundesregierung ledig' 
lieh eine gigantische ShoW- 

geschichte inszeniert, be' 
der den Menschen sehr vie' 
versprochen worden sei. 

sagte Laumann. Viele der 

neuen Wörter seien inzW' 
sehen schon wieder aus der 
politischen Diskussion ver- 
schwunden. Vom Job-Floa- 
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Hartz-Debatte 

ter, der Quick-Vermittlung 
und dem Bridging-System 

spreche heute niemand 
rnehr, erinnerte Laumann. 

Von dem Versprechen 
des Kommissionsvorsitzen- 
den und VW-Vorstandes Pe- 
ter Hartz, die Arbeitslosig- 
keit innerhalb von drei Jah- 
ren zu halbieren, sei nichts 
übrig geblieben. Vielmehr 
sind an jedem einzelnen Tag 
seit Verkündigung des 
•^artz-Papiers vor 731 Tagen 
durchschnittlich über 460 
neue Arbeitslose hinzuge- 
kommen und rund 1.547 so- 
2'alversicherungspflichtige 
Jobs verloren gegangen, 
rechnete Laumann vor. Seit 
dem 16. August 2002 haben 

Unternehmen aufgrund der 
Wirtschaftsentwicklung in 
"Deutschland täglich über 
*20 offene Stellen zusam- 
mengestrichen. Nur die Mi- 
n'jobsausdem Hartz-N-Ge- 
setz seien eine „Erfolgsge- 

schichte", die auf einen Vor- 
Sch|ag aus dem Wahlpro- 
8ramm der Union zurück- 

gejagte Laumann. 
Ir> der anhaltenden Dis- 

^ssion   um   die  Hartz-IV- 
^esetze   verteidigte   Lau- 
mann das Gesetz. CDU und 

SlJ hätten bereits in der 
^rgangenen  Wahlperiode 

ferste politische Kraft die 
Usammenlegung von Ar- 
glosen- und Sozialhilfe 

||uf dem Niveau der Sozial- 
l|fe gefordert. Dies sei im 

Grundsatz richtig, sagte 
Laumann. 

Über die Anhebung beim 
Vermögensfreibetrag für 
Kinder hinaus, sieht Lau- 
mann jedoch keinen Korrek- 
turbedarf. In der Frage des 

Auszahlungstermins ver- 
wies der Arbeitsmarktex- 
perte auf die Regierung. 
„Das verantwortet die Re- 
gierung alleine", machte 

Laumann klar. In der Umset- 
zung der Hartz-IV-Reform 
habe die Regierung „hand- 
werklichen Mist" gemacht 
und die Bevölkerung viel zu 
spät informiert, kritisierte 
der Arbeitsmarktexperte. 

Dessen ungeachtet habe 

sich mit den vier Hartz-Ge- 
setzen in Deutschland 
in den vergange-nen beiden 
Jahren etwas bewegt, heißt 
es in der Bilanz. „Mit Unter- 
stützung und auf Drängen 

der Union" seien struktu- 

relle Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt in Gang 
gekommen, wie die Zusam- 
menlegung von Arbeitslo- 

sen-und Sozialhilfe oder die 
Aufstockung und Entbüro- 
kratisierung der Minijobs. 
Laumann stellte jedoch klar, 
dass die eingeleiteten Ver- 
änderungen nicht ausreich- 
ten, um eine tatsächliche 
Trendwende auf dem Ar- 
beitsmarkt herbeizuführen. 
Hierzu seien weitere Maß- 
nahmen im Arbeitsrecht, 
aber auch eine spürbare 

Senkung der Lohnzusatz- 
kosten, nötig. Die Unions- 
fraktion habe in den vergan- 
genen Monaten dazu im 
Deutschen Bundestag viele 
Vorschläge gemacht, die er 
in einem 20-Punkte-Plan 
zur Reform des Arbeits- 
marktes zusammenfasste. 
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H e r b s t k a m p a g n e 

Sechs Jahre Rot-Grün 
Im September sind zwei 
Jahre seit der letzten Bun- 
destagswahl vergangen. 

Es waren erneut verlo- 
rene Jahre für Deutschland. 
Eine Gelegenheit, dies in 
Form einer Kampagne darzu- 
stellen, ist die Halbzeit die- 
ser Wahlperiode im Herbst. 
Nicht zuletzt zur Unterstüt- 
zung unserer wahlkampf- 
führenden Landesverbände 
wird die CDU die erschre- 
ckende Bilanz von Rot-Grün 
und die Notwendigkeit für 
eine andere Politik ganz in 
den Mittelpunkt der Partei- 
aktivitäten des Monats Sep- 
temberstellen. 

Für Aktionen vor Ort 
stellt die Bundesgeschäfts- 
stelle ab sofort eine 
Reihe von Werbemit- 
teln zur Verfügung. 
Dazu gehören Flyer, 
Internet-Angebote, 
eine Wandzeitung 
und interne Kommu- 
nikations- und Argu- 
mentationshilfen. 

Wichtigstes Werbe- 
mittel wird eine ganz 
aktuelle Ausgabe der 
bewährten „Aktions- 
zeitung" sein. Die 
Mehrheit der Landes- 
verbände hat das An-        
gebot der Bundesge- 
schäftsstelle   angenommen 

und eine eigene Landessei- 
ten beigesteuert. Lassen Sie 
sich überraschen. Über Ein- 
zelheiten unserer Angebote 
im Rahmen der Halbzeitak- 
tion werden wir Sie regel- 
mäßig via E-Mail und im 
CDU-Mitgliedernetz unter 
www.cdunet.de informieren. 

Rot-Grün braucht Druck, 
sonst wird sich am politi- 
schen Chaos in der Bundes- 
regierung    nichts    ändern. 

Machen Sie mit bei unse- 
rer Halb- 
zeitkam- 
pagneim 
Septem- 
ber. 

Nähere Informationen zu 

den einzelnen Materialien, Be' 

stellnummern, Preise etc., fin' 

den Sie auf den letzten Seiten 

dieser UiD-Ausgabe. 
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Gesprächskreis Kultur 

Kulturelle Bildung 
Die Mitglieder des Ge- 
sPrächskreises Kultur der 
CDU Deutschland, in dem 

Kultur-Minister und -De- 
2ernenten der unionsge- 
fährten Länder und Städte, 

Kulturpolitiker der CDU/ 
^SU-Fraktion im Deut- 
schen Bundestag sowie 
Künstler und Repräsentan- 
ten wichtiger Kulturein- 
r'chtungen vertreten sind, 
haben am 29. Juni 2004 ein 

8emeinsames Positionspa- 
P'erzumThema„Kulturelle 
Bildung" verabschiedet. 
Der Vorsitzende des Ge- 
sPrächskreises, Bundes- 
tagsvizepräsident Dr. Nor- 
bertLammert,unddiestell- 
vertretende Vorsitzende, 
pfof. Monika Grütters, 
MdA, stellten das Positi- 
vpapier am 14. Juli 2004 
Erpresse vor: 

1 
du 

Ohne Kultur entsteht 

keine Bildung.ohneBil- 
n8 wächst keine Kultur, 

''dung ist weit mehr als die 
ermittlung von Wissen, 
ert'gkeiten und Qualifika- 
'°nen, die den Menschen 

efähigen, wechselnden An- 
sehen seiner Umwelt ge- 
echt zu werden. Dabei geht 

*s sowohl um den Prozeß der 
neignung von Fähigkeiten 
nd Kenntnissen alsauch um 
essen Resultat. Bildung ist 

Norbert Lammert 

ein Weg des Menschen zu 
sich selbst, seiner Herkunft, 
seiner Freiheit und seinen 
Bindungen. Dazu gehören 

auch die Kenntnis geschicht- 
licher Zusammenhänge und 
dieFähigkeitzurErinnerung. 
Von der reinen Wissensver- 
mittlung unterscheidet sich 
Bildung dadurch, daß sie den 
ganzen Menschen im Blick 
hat und über die eigene Exi- 
stenz hinaus weist. Genau 
darin liegt ihre kulturelle Di- 

mension. Kulturelle Bildung 
ist die Schlüsselkompetenz 
zur Persönlichkeitsentwick- 
lung. 

2 Kulturelle Bildung muß 

• inderFamiliebeginnen 
und darf mit der Schule nicht 
aufhören. Als wichtigste 
Grundlage für die Vermitt- 

lung übergreifender Kompe- 
tenzen wie Kreativität, Flexi- 
bilität,      Kommunikations- 

Monika Grütters 

fähigkeit und ästhetisches 
Urteilsvermögen muß sie in 
gleicher Weise Gegenstand 
lebenslangen Lernens sein 
wie die Aktualisierung von 
Wissen, Kenntnissen und 
Fähigkeiten. Orte kultureller 
Bildung sollten alle Instan- 
zen des Lernens, der Ausbil- 
dung und des Berufes sowie 
des gesellschaftlichen Aus- 
tauschessein. 

3 Kulturelle Bildung ist 

• ein unverzichtbarer Be- 
standteil des öffentlich ver- 
antworteten oder geförder- 

ten Bildungssystems. Dies 
muß für Bund, Länder und 
Kommunen in ihren jeweili- 
gen, unterschiedlichen Auf- 
gabenfeldern grundsätzlich 
in gleicher Weise gelten. Da- 
bei kommt den Kommunen 
und den Ländern im Rahmen 

der Kompetenzverteilung 
unsererVerfassungeineher- 
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Gesprächskreis Kultur 

ausragende Verantwortung 
zu, die angesichts der über- 
proportionalen Kürzung der 
öffentlichen Ausgaben für 
Kulturförderung bei Musik- 
schulen, Volkshochschulen 
und Bibliotheken in Zukunft 
wieder verstärkt wahrge- 
nommen werden muß. 

4 Kinder und Jugendliche 

• haben das Recht auf 
Beteiligung am kulturellen 
und künstlerischen Leben 
(Artikel 31 der UN-Konven- 
tion über die Rechte der Kin- 
der). Ohne Kenntnis ent- 
steht kein Verständnis, ohne 
Motivation ist kein Engage- 
ment zu erzielen. Wenn bei 
Kindern und Jugendlichen 

das Interesse an Kunst und 
Kultur nicht nachwächst, 
dann vermindert sich unver- 
meidlicherweise in Zukunft 
sowohl das Angebot wie die 
Nachfrage für die künstleri- 
schen Berufe sowie die 
großen und kleinen Kultu- 
reinrichtungen, deren Be- 
stand keineswegs nur durch 
aktuelle Haushaltsprobleme 
ihrer Träger gefährdet ist. 
Schulen, Kulturinstitutionen 
und Künstler müssen die 
Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen am künstleri- 
schen Leben ermöglichen 
und fördern, Kindertages- 
stätten neben ihrer Betreu- 
ungsaufgabe auch als Bil- 
dungseinrichtungen begrif- 
fenwerden. Besonderswich- 

tig ist die elementare Mu- 
sik- und Kunsterziehung. 
Singen, Tanzen, Musizieren, 
Zeichnen und Gestalten 
schulen sowohl das Selbst- 
bewußtsein wie die kommu- 
nikativen Fertigkeiten. Dazu 
können Kooperationen zwi- 
schen öffentlichen Musik- 
schulen und Kindergärten 

wesentlich beitragen. 

5 Langzeitstudien bele- 
• gen, daß kulturelle Bil- 

dung wesentlich zum Erfolg 
auch in anderen Lernberei- 
chen beiträgt und der Ver- 
mittlung eines verbindli- 
chen Wertegerüstes dient. 
Damit weist sie einen Weg 
in ein selbstverantworte- 
tes, selbstsicheres und von 
freien persönlichen Ent- 
scheidungen geprägtes Er- 
wachsenenleben. Kulturelle 
Jugendarbeit fördert die 
Sprachfähigkeit, wirkt der 
sozialen Desintegration ent- 
gegen und trägt zum fried- 
lichen Austausch zwischen 
Mitgliedern unterschiedli- 
cher lebensweltlicher Mi- 

lieus bei. 

6 Die Vermittlung von 
• Grundlagen und die 

Förderung von Interesse an 
bildender Kunst und Musik, 
wenn eben möglich auch 
die Motivation zur eigenen 
künstlerischen Betätigung, 

sind innerhalb und außer- 
halb der deutschen Schulen 

längst notleidend gewor- 
den. Der allgemein beklagte 

Unterrichtsausfall ist in den 
musischen Fächern über- 
durchschnittlich, immer häu- 
figer wird der Unterricht 

fachfremd erteilt, also ohne 
die unbestrittene Professio- 

nalität, die in geistes- und 
naturwissenschaftlichen Fä- 
chern für unverzichtbar ge- 

haltenwird. 

7 Der Ausbau von Ganz- 
• tagsschulen bietet die 

Chance, auch Kinder und Ju- 
gendliche musikalisch und 
künstlerisch zu fördern, die 
zum Beispiel aufgrund ihres 
sozialenoderfamiliären Hin- 
tergrundes keinen individu- 
ellen Zugang dazu finden- 
Dabei darf kulturelle Bildung 

nicht zum Lückenfüller für 

den NachmittaginderGanZ' 

tagsschule werden. Ande- 
rerseits sind Angebote zur 

kulturellen wie zur sportli' 
chen Betätigung weder Er' 
satz für die entsprechenden 

Schulfächer, deren Stellen- 
wert im Fächerkanon quan' 
titativ wie qualitativ drin' 
gend verbessert werden 
muß, noch für außerschuü' 

sehe kulturelle Bildung. 

8 
Angebote der kulturel' 

. len Bildung brauche^1 

neben fachlich und pädag0 

gisch geschultem Person^ 
auch Möglichkeiten der d>' 

rekten      Begegnung      ^ 
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Gesprächskreis Kultur 

Künstlerinnen   und   Künst- 
lern, mit Kunst und Bauwer- 
ken, das Erlebnis von Proben 
und   Aufführungen.   Diese 
Neuorientierung der musi- 
schen Bildung setzt bewußt 
auf Prägungen, die sich er- 
eignen, wenn Kinder und Ju- 

gendliche wie  ihre   Lehrer 
und Ausbilder mit Künstle- 
rinnen und Künstlern im pro- 
duktiven Austausch stehen 
und dabei die Authentizität 
künstlerischen Schaffens er- 
fahren. In der Aus- und Fort- 
bildung   müssen  die   Lehr- 
kräfte in ausreichender Zahl 
ebenso wie die Fachkräfte 
der kulturellen Bildung für 

'nre   Aufgaben   qualifiziert 
Werden. Die Vermittler kul- 
tureller Bildung müssen ihre 
spezifischen    Bildungskon- 
Zepte gegenseitig anerken- 
nen,   zur   Zusammenarbeit 
bereit sein und ihre jeweili- 
gen Aufgaben als Teile einer 

gerneinsamen Aufgabe be- 
greifen. 

Q    Die  Trägerstruktur  in 
J* der kulturellen Kinder- 
und Jugendbildung muß ge- 
Schützt und stabilisiert wer- 
ben. Diese Trägerstruktur ist 

^Deutschland in Jahrzehn- 
en   gewachsen   und   breit 
fächert.   Sie   reicht   von 

/^sikschulen über Jugend- 
Ur>stschulen  zu  Vereinen, 

^iokulturellen    Zentren, 
lnder-und Jugendtheatern 
nd anderen Einrichtungen 

Ku|tureller Bildung in öffent- 

licher und privater Trä- 
gerschaft. Damit verfügt 
Deutschland im europäi- 
schen Vergleich über eines 

der differenziertesten Ins- 
trumentarien im Bereich kul- 
tureller Bildung. 

1 p. Die öffentliche För- 
1W. derung von Kultur- 
einrichtungen sollte die Ver- 

pflichtung zur Jugendarbeit 
und Medienbildung umfas- 
sen. Pädagogische Angebo- 
te in Museen, Archiven, 
Bibliotheken, Orchestern, 
Sprech-, Musik- und Tanz- 
theater leisten einen wich- 
tigen Beitrag. 

Kulturelle Bildung muß 
auch Bestandteil derMedien- 
bildung sein, Medienbildung 
muß auch kulturelle Orien- 
tierung ermöglichen. Beson- 
ders dringlich ist die Wie- 
derentdeckung des Buches 
als unverzichtbares Medium 
kultureller Bildung. Kultu- 
relle Bildung ist ohne Lese- 
kompetenz und die Fähig- 

keit zum Verständnis von 
Texten undenkbar. Beson- 
dere Aufmerksamkeit ver- 
dient auch in diesem Zusam- 
menhang die Situation an 
Schulen, von denen nur noch 
etwa jede fünfte über eine 

eigene Schulbibliothek ver- 
fügt. Beispielhaft sind Initia- 
tiven einiger Städte und Krei- 

se, Stadtbibliotheken und de- 
ren Zweigstellen grundsätz- 
lich in Schulen einzurichten. 

Frank Brettschneider: 
Spitzenkandidaten und 
Wahlerfolg. 
Wiesbaden: Westdeutscher 
Verlag 2002,256 Seiten. 
Was beeinflusstdie Wähler 

bei ihrer Stimmabgabe? Be- 
deutetdiezunehmende Perso- 
nalisierung der politischen Pro- 
gramme eine Entkopplung der 
Kandidaten von ihrer Partei 
oder dominieren die Spitzen- 
politiker die öffentliche Wahr- 
nehmungder Parteilinie? Brett- 
schneider, Prof. für Kommuni- 
kationswissenschaft, stellt eine 
empirische Studie zum Wahl- 
erfolg durch Personalisierung 
der   Spitzenkandidaten   vor. 
Erforscht wurden die Wahl- 
erfolge unter Gesichtspunk- 
ten der Personalisierung  in 
Deutschland, England und den 
USA von 1960 - 2000. Dia- 
gramme und Tabellen visuali- 
sieren  die  empirischen   Be- 
funde und tragen zu einem 
schnellen Überblick über die 
Forschungsergebnisse bei. Ein 
theoretischer Teil  klärt auf 
über das „issue-" und das „can- 
didate-voting" und die „Ameri- 
kani-sierung" des deutschen 
Wahlkampfes. 
Empfehlung: Die Studie ver- 
mittelt zwar keine neuen Er- 
kenntnisse hinsichtlich des 
Wahlverhaltens, untermauert 
aberdurch empirische Befunde 
die bisherigen Theorien der 
Forschungsliteratur und zeigt 
die Verantwortung von Politi- 
kern, Wählern und Medien. 
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Aus den Ländern 

Brandenburg 

Chance, stärkste Partei zu werden 
Die brandenburgische CDU 
ist mit heftiger Kritik an 
der rot-grünen Bundesre- 
gierung in die heiße Phase 
des Landtagswahlkampfes 
gestartet. 

Bei der Auftaktkundge- 
bung in Cottbus rügten An- 
gela Merkel und CDU-Lan- 
deschef Jörg Schönbohm vor 
allem handwerkliche Fehler 
und eine mangelnde Informa- 
tionspolitik bei der Umset- 
zung des Hartz-IV-Gesetzes. 

In ihrer Rede hat Angela 
Merkel Rot-Grün bei der 
Umsetzung von „Hartz IV" 
schwere handwerkliche De- 
fizite vorgeworfen. Die CDU- 
Vorsitzende kritisierte „die 
Unfähigkeit der Bundesre- 

gierung und speziell von 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder", der Bevölkerung 
die Arbeitsmarktreform zu 
erklären. Das habe bei den 
Menschen „großes Unver- 
ständnis" hervorgerufen. Es 
sei beispielsweise ein „dra- 
matischer Fehler" gewesen, 
zuerst die Antragsformulare 
fürdasArbeitslosengeldllzu 
verschicken understdannan 

eine Informationskampagne 

zu denken. Merkel unter- 
strich, die Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und So- 
zialhilfe könne nur verant- 
wortet werden, wenn sich 

Brandenburgs GeneralsekretärThomas Lunacek, Jörg Schönbohm, Angela Merkel, Georg 
Milbradt (v. I.) 

gleichzeitig die Chancen von 
Arbeitslosen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt verbesserten. 
Deshalb schlage die Union 

zur Schaffung neuer Jobs 
Lohnkostenzuschüsse vor. 
Der PDS warf Merkel bezüg- 
lich Hartz IV „Fehlinforma- 
tion" vor. 

Der Vorsitzende der bran- 
denburgischen CDU und 
stellvertretende Minister- 
präsident des Landes, Jörg 
Schönbohm, bekräftigte, dass 
er für die CDU am 19. Sep- 
tember dank der program- 

matischen Schwerpunkte 
Haushaltssanierung, Bil- 
dung, Wirtschaft und Ar- 

beit auf einen Wahlsieg 
hoffe.    „Wir    haben    gute 

Chancen, stärkste Partei zu 
werden", unterstrich Schön- 

bohm. Während sich die So- 
zial-demokraten im Wahl- 
kampf nur für den Minister- 
präsidenten und SPD-Chet 

Matthias Platzeck engagier- 

ten, setze sich die CDU für 

das Landein. 
Sachsens Ministerpräsi- 

dent und CDU-Landesvorsit- 

zender Georg Milbradt fa1" 
derte die Bundesregierung 

auf, die erforderlichen Nach 
besserungen bei der Arbeits 

marktreform zügig durchzU 
setzen. „Wenn die Reform 
mit Abzocke gleichgesetz 

wird, machen die Bürge 

nicht mit", sagte der Gast' 

redner in Cottbus. 
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Aus den Ländern 

Saarland 

CDU ist auf Kurs 
Drei Wochen vor der Land- 
tagswahl hat die CDU den 

^ahlkampf-Endspurt im 
Saarland eingeläutet. 

Vor 15000 Menschen, die 
aus dem gesamten Saarland 
ar>gereist waren, riefen Mini- 

sterpräsident Peter Müller 
und die CDU-Vorsitzende 
Angela Merkel dazu auf, trotz 
der guten Ausgangslage der 
a|'ein regierenden CDU am 5. 

September um jede Stimme 
2u kämpfen. Sein Ziel sei es, 

Asbeste ErgebnisderCDU in 
der Geschichte des Landes zu 

deichen, sagte Müller beim 
traditionellen Familienfest 
der CDU-Saar. 

An die Adresse der rot- 
§rünen Bundesregierung in 
erlin gewandt, machte 

d'e Vorsitzende der CDU 

Deutschlands in ihrer Rede 
eutlich, dass man auch gut 

^gieren könne. Seit die CDU 
99 die Regierung im Saar- 

arid übernommen hätte, 
würde es mit dem Saarland 
üfWärts gehen. Ministerprä- 

*'dent Müller habe nicht nur 
Urch seine Wirtschafts- und 

^''dungspolitik im Lande 
^ünkte   sammeln    können, 

ndern auch überregional 
£Urch seine Rolle in der 

^wanderungsdebatte.   Mit 
'cl< auf die Arbeitsmarktre- 
rrri Hartz IV warf Angela 

Merkel der Bundesregierung 
erneut falsche Informations- 
politik  vor.  „Das  ist  nicht 
Hartz IV, das ist Murks IV", 

sagte Merkel.„Weretwas von 
den Menschen fordert, der 
muss sie auch fördern," sagte 
Merkel und fügt hinzu: „Und 
genau das kommt jetzt zu 
kurz." Die Vorsitzende kriti- 
sierte, dass die Bundesregie- 
rung im Zuge der Hartz-Re- 

form den   zweiten Arbeits- 
markt aufblähen würde. „Das 

ist   unser   Hauptkritikpunkt 
bei der Umsetzung der Hartz- 
Reform", sagte sie. Angela 
Merkel bekräftigte die Ab- 
sicht der CDU, bei neuen Ar- 
beitsplätzen  für ältere  Be- 

schäftigte den Kündigungs- 
schutz zu ändern. Ziel sei es, 
Arbeitslose über 50 besser 

vermitteln zu können. 

Den Abschluss der Kund- 
gebung bildete die vielfach 

durch starken Applaus be- 

gleitete Rededes Landesvor- 
sitzenden der CDU Saar, Mi- 

nisterpräsident Peter Mül- 
ler. Dieser zog eine positi- 
ve Bilanz der fünfjährigen 

CDU-Regierungspolitik und 
stimmte die begeisterten 
Zuhörern miteinerWerbung 
für die Ideen und Konzepte 
der CDU Saar auf die anste- 
hende Landtagswahl ein. 

„Das diesjährige Famili- 
enfest der CDU Saar war ein 
voller Erfolg. Ich freue mich, 
dass so viele Menschen aus 
dem ganzen Saarland unse- 
rer Einladung gefolgt sind 
und mit uns gemeinsam ein 
ausgesprochen gelungenes 
Familienfest gefeiert haben", 
so der über das Mobili- 
sierungspotential der CDU 
Saar sichtlich erfreute Peter 
Müller zum Abschluss des 
Festes. 
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Arbeitskreis Christlich-Demokratischer 
Juristen in Brüssel gegründet 

Ein Arbeitskreis Christlich- 
Demokratischer Juristen 
(ACDJ) Brüssel hat sich aus 
den Reihen des CDU-Aus- 
landsverbandes Brüssel-Bel- 
gien am 14. Juli 2004auf An- 
regung des Bundesarbeits- 
kreisesChristlich-Demokra- 
tischer Juristen (BACDJ) 

konstituiert. 
Damit sind die CDU-Ju- 

risten - der BACDJ ist eine 
Sonderorganisation der CDU 
Deutschlands - nun in allen 
Landesverbänden der CDU 
mit eigenen Gliederungen 

präsent. 
Der ACDJ Brüssel, zu des- 

sen Vorsitzenden Marcus 

Wenig gewählt wurde, wen- 
det sich an Juristen, die in den 
verschiedenen europäischen 
Institutionen und Verbänden 

tätig sind. 
BeiderVeranstaltungan- 

lässlich der Gründung des 
ACDJ in den Räumen der 
baden-württembergischen 
Landesvertretung in Brüssel 

sprachen nach den einleiten- 
den Worten des Vorsitzen- 
den der CDU Brüssel-Bel- 
gien, Thomas Jansen, der 
BACDJ-Vorsitzende Norbert 
Rött-gen sowie die stellver- 
tretende Vorsitzende Bar- 

bara Richstein, Justiz- und 
Europaministerin  des   Lan- 

Der BACDJ-Vorsitzende Norbert Röttgen (r.) begrüßt die Gäste der Veranstaltung 

des Brandenburg. Hartmut 
Nassauer, Vorsitzender der 
deutschen Gruppe in der 
EVP-Fraktion, und Klaus- 
Heiner Lehne, Obmann der 
EVP-Fraktion im Rechtsaus- 
schuss des Europäischen 

Parlaments, beglückwünsch- 
ten die Gründer des ACDJ 

Brüssel. Ein weiteres Gruß- 
wort hielt Professor Carl 
Otto Lenz, ehemaliger Ge- 
neralanwalt beim EuGH und 
langjähriges Vorstandsmit- 
glied sowohl der Brüsseler 
CDU wie auch des BACDJ. 

Der BACDJ-Vorsitzende 
Norbert Röttgen betonte, das 
ZielderArbeitdesACDJ Brüs- 

sel müsse sein, einen Beitrag 
dazu zu leisten, die europa- 
politischen Themen in die na- 
tionale Innenpolitik zu trans- 
portieren. „Die Europapolitik 

muss viel stärker als bisher 
Gegenstand innenpolitische'' 

Debatten - auch im Deut- 
schen Bundestag - werden- 
Dabei ist der Querschnitt- 

scharakter der Europapolitik 
von besonderer Bedeutung- 
Wenn der Deutsche Bundes- 

tag nicht weiterhin bei de( 

europapolitischen Gesetzge" 
bung außen vor bleiben v#j 
muss die Behandlung euro' 
päischer Gesetzesvorhabe 

zum frühest möglichen Ze1 

punkt ein organisierter °e 

standteil der Arbeit der eil' 
zelnen  Fachausschüsse de5 

Deutschen Bundestageswe1" 

den. Wir müssen bereits ' 

Beratungsstadium    Einfl^ 
auf GesetzgebungsvorhaD 

der EU-Kommission nehmen' 
um aktiv daran mitwirken • 

können", so Röttgen. 

26I04 



EVP-ED-Fraktion 

Pöttering begrüßt Aufgabenaufteilung 
der künftigen EU-Kommission 

Der Vorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion im Europäi- 

schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, hat die Vor- 
stellung der Ressortvertei- 
lung für die künftige Eu- 

ropäische Kommission 
durch den gewählten Kom- 

missionspräsidenten Jose 
Manuel Barroso begrüßt. 

Positiv sei, dass die Kom- 

missare gleichberechtigt im 
Team arbeiten sollen, dessen 
Führung aber eindeutig bei 
Barroso liegen werde, und 

dass es einen hohen Anteil an 
kompetenten Frauen in der 
Kommission geben werde, 
sagte Pöttering. 

„Entscheidend ist aber, 
dass es zwischen den Kom- 
missaren und innerhalb der 
Ressorts keine Überschnei- 
dungen gibt. Wenn Kommis- 
sar Verheugen zum Beispiel 
ftr die Industriepolitik und 
gleichzeitig für Fragen des 

Binnennmarkets zuständig 
lst, so muss gesichert werden, 
dass es keinen staatlichen In- 
terventionismus gibt, son- 
dern der freie Binnenmarkt 
gewährleistet wird. Dabei 
s°Hte dem Mittelstand als 
der wichtigsten Säule der 
Europäischen Wirtschaft be- 
sondere Beachtung ge- 
renkt werden." 

Hans-Gert Pöttering 

Zu begrüßen sei auch, 
dass der Lissabon Prozess, 
also die Stärkung der Eu- 
ropäischen Wettbewerbs- 
fähigkeit, von einem Kom- 

missionsmitglied wahrge- 

nommen wird. Dieserfordere 
eineenge Kooperation mit al- 
len Ressorts, die für Fragen 

der Wirtschaft sowieder Aus- 
bildung und der Forschung 
zuständig sind. 

In Bezug auf das Außen- 
ressort begrüßte der EVP-ED- 
Fraktionschef, dass den 

Nachbarschaftsbeziehungen 
eine hohe Priorität einge- 
räumt werden soll. Dabei 
müsse im Süden dem Ver- 
hältniszu den arabischen und 
den islamischen Staaten 
große Bedeutung beigemes- 
sen werden. Im Osten sollte 
die Kommission insbeson- 
dere   dazu   beitragen,   die 

Demokratisierung Weißruss- 
lands anzumahnen und die 
Beziehungen zu der Ukraine 
und zu Russland auf der 
Grundlage fairer Partner- 
schaftauszubauen. 

„Die Zuweisung der The- 

men Verwaltung, Haushalts- 
entlastung und Betrugsbe- 
kämpfung an einen Vizeprä- 
sidenten ist dann sehr posi- 

tiv, wenn dieses Kommissi- 
onsmitglied auch seiner um- 

fänglichen Berichtspflicht ge- 
genüber dem Europäischen 
Parlament nachkommt", sag- 
te Pöttering. 

„Die Absicht des neuen 

Kommissionspräsidenten 
mit den anderen Institutio- 
nen, insbesondere mit dem 
Europäischen Parlarrent.eng 
zusammenzuarbeiten ist 
eine gute Grundlage für den 
Erfolg," so Hans-Gert Pötte- 
ring. 

Wenn sich alle Europäi- 
schen Institutionen und die 
Mitgliedstaaten dabei von 
Bürgernähe, Abbau von Büro- 
kratie und den Prinzipien ei- 
ner starken, wettbewerbs- 
fähigen und demokratischen 
Europäischen Union leiten 

lassen, werden diejahre 2004- 
2009 Europa weiter nach 
vorne bringen, so der Vorsit- 

zende der EVP-ED-Fraktion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Gesundheitsprämie oder Bürgerversicherung 

Wo bleibt die soziale Gerechtigkeit? 

Der nachfolgende Beitrag 
will eine Antwort auf die 
Frage geben, ob die Bürger- 
versicherung oder das Prä- 
mienmodell der CDU so- 
zialer, gerechter und zu- 
kunftsfähiger - also nach- 
haltiger - ist. Kernelement 
des Gesundheitsprämien- 

modells isteineinkommens- 
unabhängiger, einheitlicher 
Betrag je Erwachsenem. Ein 
Sozialausgleich über Steu- 
ern, soll sicherstellen, dass 
niemand mehr als maximal 
15 Prozent seines Bruttoein- 
kommens zur Finanzierung 
der Prämie aufwendet. 
Auch für Kinder wird jeweils 
eine Gesundheitsprämie 

entrichtet, die aus dem aus- 
gezahlten und versteuerten 
Arbeitgeberbeitrag durch 
die Kindergeldstelle finan- 

ziert wird. 

1. 

„Sozial ist, was Arbeit 
schafft". Unter dieses Motto 
hat die CDU ihre Überlegun- 
gen zur Neuordnung der Fi- 
nanzen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) 
gestellt. DieGesundheitsprä- 
mie führt laut Sachverständi- 
genrat der Bundesregierung 

Annette Widmann-Mauz 

zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung zu einem Beschäfti- 
gungswachstum zwischen 
2,4 v. H. und 3,6 v. H.. Das 
heißt, es könnten bis zu 1,4 
Millionen neue Jobs entste- 
hen. Denn durch die Auszah- 
lung des bisherigen prozen- 
tualen Arbeitgeberanteils 
werden die Gesundheitsko- 
sten von den Lohnzusatzko- 
sten entkoppelt und damit 
verlieren die GKV-Beiträge 
ihren beschäftigungshem- 
menden Lohnsteuercharak- 
ter. Für den Arbeitgeber ent- 
fällt die Verteuerung des 

Bruttolohns, was Anreiz für 
die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze ist. Und -andersals bei 
einer Festschreibung des Ar- 

beitgeberbeitrages, die im 
Falle von Beitragserhöhun- 
gen einseitige  Belastungen 

der Arbeitnehmer zur Folge 
hat - bleibt dem Arbeitneh- 
mer infolge der Entkoppe- 
lung netto mehr in der Ta- 
sche, insbesondere im Falle 
einer Lohnerhöhung. 

Die Bürgerversicherung 

hingegen schafft keine neu- 
en Arbeitsplätze, sondern 
bedeutet laut Sachverstän- 

digenrat der Bundesregie- 
rung einen Beschäftigungs- 

rückgang bis zu 3,0 v.H.. Das 
heißt, weitere 1,25 Millionen 

Arbeitsplätzen gehen verlo- 
ren. Das können wir uns 

nicht leisten. 

2. 

Gemeinhin nimmt die 
Bürgerversicherung für sich 

in Anspruch, auch die ge' 
rechtere Variante zu sein- 
Auch das trifft nicht zu. Viel- 
mehr werden bereits heute 
im System bestehende Un- 
gerechtigkeiten bei der Bei- 
tragsbemessung einfach 
fortgeschrieben. Zwar ver- 
sucht die Bürgerversiche- 
rung andere Einkunftsarten 

wie z.B. Zins- und Mietein- 
nahmen für die Beitragsbe- 
messung heranzuziehen, 

stößt dabei aber auf eine 
Reihe von praktischen, nicht 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

lösbaren Problemen, insbe- 
sondere bei der Erfassung 
von Miet- und Zinseinkünf- 
ten durch die Kassen. Diese 

Probleme kennt das Gesund- 
heitsprämienmodell    nicht. 
Für diese ist es egal, ob je- 
mand sein Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit   oder   aus 

Kapitaleinkünften   bezieht. 
Die Prämie ist gleich. Beim 

Modell der CDU zahlt jeder 
Erwachsene   den   gleichen 
betrag, unabhängig von Al- 
ter,   Geschlecht   oder   Ge- 
sundheitszustand. Der Soli- 
darausgleich   zwischen   alt 
Und jung, krank und gesund 
D|eibt somit erhalten. Damit 
Jemand finanziell überfor- 
dert wird, wird eine Bela- 
stungsgrenze   eingezogen, 
d'e maximal 14Prozent bis 
15 Prozent des Bruttoein- 
kommens ausmacht. Wenn 
d'e Belastung durch die Ge- 
sundheitsprämie diese  Be- 
lastungsgrenze   übersteigt, 
dann besteht Anspruch auf 
finanzielle Hilfe zur Finan- 
2|erung des Beitrags. Dieser 
soziale   Ausgleich    erfolgt 
u°er das Steuersystem. 

Denn das Steuersystem 
kann viel besser als die ge- 
Setzliche   Krankenversiche- 
rung   die    gesamte    wirt- 
schaftliche  Leistungsfähig- 
st eines Mitglieds abbil- 
en- Im Steuerrecht werden 

a"e Einkunftsarten, also Er- 
erbseinkommen,   Renten, 
er|sionen,   Mieten,   Pach- 

ten, Zinseinkünfte, etc. ein- 
bezogen. Außerdem berück- 
sichtigt das Steuersystem 
außerordentliche Belastun- 
gen, z.B. durch entspre- 
chende Freibeträge für Kin- 
der oder Splitting bei Ehe- 

partnern. Das Steuerrecht 
erfasst auch alle Bevölke- 
rungsgruppen, nämlich ab- 
hängig Beschäftigte, Selbst- 
ändige, Beamte, Rentner 
und Pensionäre. 

Das bedeutet, dass sich 

alleam sozialen Ausgleich be- 
teiligen, auch Beamte, Pen- 
sionäre und Selbständige. 
Man muss diese Personen 
nicht zu Mitgliedern der GKV 
machen, um sie an den Soli- 
darlasten zu beteiligen. Die 
Beteiligung über die Steuer 
ist sogar ohne Verletzung 
verfassungsrechtlich ge- 
schützter Vertrauenstatbe- 
stände möglich und effekti- 
ver als über die Erweiterung 
des heutigen GKV-Versicher- 
tenkreises. Denn im Gegen- 
satz zur GKV kennt das Steu- 

errecht keine Beitragsbe- 

messungsgrenze, so dass sich 
der Gutverdiener infolge der 
Steuerprogression mit einem 
höheren Beitrag am Solidar- 
ausgleich beteiligt als dies in 
der GKV möglich ist. 

DasGesundheitsprämien- 
modell der CDU stellt daher 
- besser als es die GKV heute 

tut und die Bürgerversiche- 
rungjetunkann-sozialeGe- 
rechtigkeit her. 

3. 

Und schließlich gibt die 
Bürgerversicherung      auch 
keine Antwort auf die Alte- 
rung  unserer Gesellschaft. 
Ihr mangelt es damit an der 
notwendigen     Nachhaltig- 
keit. Bereits heute werden 
zwei Drittel der Ausgaben 
der      Krankenversicherung 
der Rentner (KvdR) von den 
Erwerbstätigen über deren 
Beiträge   finanziert.   Wenn 

die Zahl der Erwerbstätigen 
im Verhältnis zu den Ruhe- 
geldempfängern in Zukunft 
schrumpft,  dann  wird  das 

Finanzierungsproblem    der 
KvdR nicht mehr zu beherr- 
schen sein. Wir brauchen da- 

hereineeinheitliche Prämie, 
die  bei   Überschreiten  der 
Belastungsgrenze über das 
Steuersystem      abgefedert 
wird.   Selbst   die   Gewerk- 
schaften haben mittlerweile 

die Vorzüge einer Unterstüt- 
zung über das Steuersystem 
erkannt. 

Das lässt auch für das uni- 
onsinterne Ringen um den 
besten Weg hoffen. Ich bin 
zuversichtlich, dass wir am 
Jahresende eine gemein- 
same Lösung haben, die die 
bessere Alternative zu Rot- 
Grün in der Gesundheitspo- 
litik sein wird. 

Annette Widmann-Mauz 

ist gesundheitspolitische 
Fraktionssprecherin. 
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Verlässliche Finanz- 
ausstattung der 

Kommunen nur mit 
Reformen möglich 

Erklärunganlässlichderak- 

tuellen Entwicklung der 
Gemeindefinanzen und den 
Äußerungen von SPD-Poli- 
tikern, für die derzeit posi- 
tivere Entwicklung verant- 
wortlich zu sein: 

Die kommunale Finanz- 
lage kann - ebenso wie die 
LagederHaushaltevon Bund, 
Ländern und Sozialversiche- 
rungen - langfristig nur dann 
verbessert werden, wenn 

durch Reformen in der Wirt- 
schafts-, Finanz-, Haushalts-, 
Arbeitsmarkt- und Sozial- 
politik Wachstum und mehr 
Arbeitsplätze in Deutschland 

geschaffen werden. 
Die SPD zieht aus der 

momentan kurzfristig ver- 
besserten Einnahmesituati- 
on der Gemeinden falsche 

Schlüsse. 
Soführt die von der SPD in- 

itiierte und durchgesetzte 
Mindeststeuer zwar kurzfri- 
stig zu höheren kommunalen 
Einnahmen, sie verringert 
aber die Bereitschaft von 
Unternehmen, künftig in 

Deutschland zu investieren 
und Arbeitsplätze zu schaf- 
fen, und sie verringert damit 
künftiges Wachstum. DieSPD 

verkennt die wirtschaftlichen 
Gesamtzusammenhänge. 

Michael Meister 

Die andauernde Wachs- 
tumsschwäche der deut- 
schen Wirtschaft und die an- 
haltend hohe Arbeitslosig- 
keit sind die Hauptgründe 
für die schlechte Entwick- 
lung der Haushaltslage bei 
Bund, Ländern, Gemeinden 
und großen Teilen der Sozi- 
alversicherungssysteme. 

Die deutsche Gewerbe- 
steuerwird von Unternehmen 

weltweit als Standortnachteil 

gesehen. Zudem schwankt sie 
im Hinblick auf ihr Aufkom- 
menerheblich, sodassdenGe- 
meinden eine verlässliche Ein- 
nahmequelle fehlt. 

Die Kommunen benöti- 
gen ergiebige Einnahme- 
quellen, und auch Unterneh- 
mensansiedlungen durch 
Kommunen müssen hono- 
riert werden. 

Die Union hat deshalb 
vorgeschlagen, im Rahmen 

einer Reform der Kommunal- 
finanzen die Gewerbesteuer 
- die Unternehmen sehr un- 
terschiedlich belastet-künf- 

tig durch eine Beteiligung 
der Kommunen an der Ein- 
kommen- und Körper- 

schaftsteuer mit eigenem 
Hebesatzrecht zu ersetzen. 

DieDebatteinderSPD.die 

Gewerbesteuer durch immer 
weitere Reparaturen zu ret- 
ten, ist rückwärts gewandt. 
Die Koalition bleibt bis heute 
eine Antwort und das vor lan- 
gem versprochene Konzept 
schuldig, wie den Gemeinden 

dauerhaft eine stetige, ver- 
lässliche Einnahmequelle ge- 

sichert werden kann. 
Es war die Union, die 

durchgesetzt hat, dass den 
Kommunen für eine Über- 
gangszeit dadurch finanziell 

geholfen wird, dass die Ge- 
werbesteuerumlage wieder 

abgesenkt wurde. 
Die Koalition darf sich 

nicht am kurzfristigen Ein- 
nahmeplus bei der Gewerbe- 

steuer orientieren, das eine 

vorhersehbare Folge der 
beschlossenen Maßnahmen 
war. Reformen sind unab- 
dingbar, um langfristig sta- 
bile Kommunaleinnahmen 

zu sichern. Hierzu gehöre 
eine große Steuerreform 

und weitere Reformen ^ 
Arbeitsmarkt sowie in den 
sozialen Sicherungssyste' 

men. Die Regierung ist bis 
her hierauf schlüssige An1" 
worten schuldig geblieben- 

Michael Meister ist der 
finanzpolitische Fraktions- 

sprecher. 
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Weit mehr als 
69 Kreise wollen die 

eigenständige Träger- 
schaft 

Stellungnahme zu dem 
enormen Interesse der be- 
troffenen Landkreise und 
kreisfreien Städte an einer 
eigenständigen Träger- 
schaft des Arbeitslosen- 
geld I: 

Die früheren Behauptun- 
gen der Bundesregierung 
sind widerlegt. Tatsächlich 
Wollen wesentlich mehr 
Landkreise die Langzeitar- 
beitslosen in Eigenregie be- 
treuen und in Arbeit vermit- 
teln. Die rot-grüne Ideologie 
des Zentralismus mit zusätz- 
ljch 24.200 Beschäftigten bei 
der Bundesagentur für Ar- 
beit wird damit von der Rea- 
ljtät überholt. 

Zur Erinnerung: Die Aus- 

gangsposition und die strik- 
te Verhandlungsführung der 
Union gegenüber Rot-Grün 
ln Sachen kommunaler Trä- 
Serschaft sind eindeutig zu 

!nterpretieren:ZielderUnion 
lst es, mit Hilfe des Kreati- 
V|tätspotenzials der Kommu- 
nen die Vermittlung von 
Langzeitarbeitslosen struk- 
turell zu verbessern. Ord- 
nUngspolitisch wollten CDU, 
Und CSU daher die Träger- 

cnaft des neuen Arbeitslo- 
Sengelds II grundsätzlich de- 
gradieren und den Land- 

Peter Götz 

kreisen und kreisfreien Städ- 
ten zugestehen. Das verhin- 
derte jedoch die rot-grüne 
Mehrheit im Bundestag. 

Die Reform aus diesen 
Gründen scheitern zu lassen, 
wäre angesichts der schwe- 
ren Finanz-, Wirtschafts- und 

Beschäftigungskrise Deutsch- 
lands nicht zu verantworten 
gewesen. Der Union geht es 
vor allem darum, Langzeitar- 
beitslose schnell wieder in 
Lohn und Brot zu bringen, um 
ihnen eine Teilnahme am ge- 

sellschaftlichen Leben zu er- 

möglichen unddieexorbitant 
steigenden Sozialkosten zu 
senken. 

Im Vermittlungsausschuss 
konnte die Union bewirken, 
dass wenigstens 69 Modell- 
kreise die Möglichkeit erhal- 
ten, die Betreuung der Lang- 

zeitarbeitslosen unabhängig 

von der Bundesagentur für 
Arbeit in eigener Regie zu 
übernehmen. Dabei bleibt 
das Ergebnis ein Kompro- 
miss. Die Union hat es sich 

von Anfang an vorbehalten, 
nach einer Regierungsüber- 
nahme die Arbeitsvermitt- 
lung qualitativ weiter zu ver- 
bessern. 

Vorwürfe wie „Volks- 
frontbildung" und „in die 
Büsche schlagen" sind leicht 
durchschaubare taktische 
Ablenkungsmanöver. Ange- 
sichts der Zerrissenheit der 
SPD und dem Zuständig- 

keits-Hickhackzwischen Bun- 
desministerium, -presseamt 

und-agenturfür Arbeit bleibt 
vielmehr die Bundesregie- 
rung aufgefordert, dafür zu 
sorgen, dass die gemeinsa- 
men Beschlüsse handwerk- 
lich ordentlich umgesetzt 
werden. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag. 

()    IN KÜRZE 

Sind Sie fit mit Wissen 
rundum Parlament, 

Politik und Geschichte? 

Dann machen Sie mit 

beim Online-Quiz auf 

der Internetseite der 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Einfach auf 

www.cducsu.de klicken 

und interessante Sach- 

preise gewinnen 
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Sonderpreise 

CDU-Seemannsrucksack 

blau 
Bestell-Nummer: 9661 

gelb 
Bestell-Nummer: 

Preis je 1 Stück: 

inkl. MwSt.: 11,60, 

CDU-Handysessel 

orange 
Bestell-Nummer: 9659 

blau 
Bestell-Nummer: 9660 

Preis je 1 Stück: 

inkl. MwSt.: 2,90 X \j00 € 

h\i € 

CDU-Spritztiere 

Bestell-Nummer: 9! 

Preis je 30 Stück: 

inkl. MwSt.: 17,40 

00 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer:9! 
Preis je 20 Stück: 1< 

inkl. MwSt.: 12JÜ6 € 

CDU-Scooter 
inkl. Rucksack 

Bestell-Nummer:9673 
Preis je Stück: 

inkl. MwSt.: \+M € 

Papier-Dekorationselemente „CDU" 
4 verschiedene Dekorationselemente für Events zum 
Ausschmücken von Innenräumen. Komplettpaket mit 

Anleitung bestehtaus: 2 Dropgirlanden, 2 Fächern, 
4 Fahnenketten (Gesamtlänge 4,5 m) und 6 Tischständern. 

Bestell-Nummer: 9893 
Preis je Deko-Paket: 2^0* 

inkl. MwSt.: 2SÄC 
ISJOO € 
l7;4-° € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Windbreaker„CDU" 
100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dunkelblau: 65% Poly- 
ester, 35% Baumwolle.Ausstattung: Vorder und Taschen- 
reissverschluss, Bündchenregulierung durch Zugband, mit 

Stopper und integrierter Kapuze. 

Größe L: Bestell-Nummer: 9840 
Größe XL:      Bestell-Nummer: 9841 
Größe XXL:    Bestell-Nummer: 9842 
PreisjeWindbreaker:^9J*:     12^00 € 
inkl. MwSt: 28,88 €    ^% \+>&S € 

Tasse „Jammert mir nichts vor, 
ich habe CDU gewählt" 

Bestell-Nummer: 9! 
Preis je 6 Stück: 
inkl. MwSt: 11,6 

:«it 

€ 
€ 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen der Ballungszentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: 
inkl. MwSt.: 17,40 

926U 

X It-jOO € 

13^*- € 

CDU-Memoclip 
mit Lasergravur 

Bestell-Nummer: 9', 
Preis je 5 Stück: 
inkl. MwSt.: ll.O: K 

jjio € 
9M € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 
„So entstehen neue Jobs" 

Bestell-Nummer:2171 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
.Das Steuermodell der CDU" 

Bestell-Nummer:2172 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Willkommen in der CDU" 

Bestell-Nummer:5932 
Preis je 100 Stück: 16,50 € 

inkl. MwSt.: 17,66 € 

Folder „Sozial ist was Arbeit schafft" 

Bestell-Nummer: 2085 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 

inkl. MwSt.: 10,70 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Zeugnis „Für 6 Jahre Rot-Grün' 

Bestell-Nummer: 2174 
Preis je 200 Stück: 21,00 € 

inkl. MwSt.: 22,47 € 

Aktionszeitung 

3/2004 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 18,50 € 
inkl. MwSt.: 19,80 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrurn 

Postfach 1162,33759 Versmo1 

Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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